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Entschließungsantrag 
 
 
der Fraktion der SPD  
 
 
zu „Drittes Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018 und weiterer Vorschriften 
im Land Nordrhein-Westfalen“   
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/17474 
 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung 
Drucksache 18/19457 
 
 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Bei dem Gesetzentwurf der Landesregierung (Drucksache 18/17474) handelt es sich um ein 
Artikelgesetz, mit dem gleichzeitig mehrere bestehende Landesgesetze gezielt geändert wer-
den sollen. Kern des Gesetzentwurfs ist die Änderung von drei wesentlichen Regelungsberei-
chen: 
 
Erstens wird mit Artikel I die Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW 2018) um-
fassend verändert. Die Änderungen sollen der Vereinfachung und Beschleunigung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren sowie der stärkeren Digitalisierung und Standardisierung 
von Abläufen dienen. Gleichzeitig soll das Bauordnungsrecht modernisiert werden, die teil-
weise Reduzierung technischer Anforderungen auf ein Mindestmaß zurückgeführt sowie eine 
stärkere Verlagerung von Verantwortung auf private Akteure vollzogen werden. 
 
Zweitens enthält der Gesetzentwurf Änderungen am Denkmalschutzgesetz Nordrhein-West-
falen. Diese betreffen u.a. insbesondere Sonderregelungen für Anlagen im Eigentum von Bund 
und Land sowie Verfahrensänderungen im Bereich der Landschaftsverbände und der sie tra-
genden Kommunen. Mit den Änderungen sollen bislang teilweise langwierige Abstimmungs-
prozesse verkürzt und notwendige bauliche Maßnahmen beschleunigt werden. 
 
Drittens soll das Gesetz über Immobilien- und Standortgemeinschaften angepasst werden. 
Hintergrund sind u.a. praktische Verbesserungsvorschläge aus landespolitischen Initiativen 
zur Stärkung von Innenstädten. 
 
Der Gesetzentwurf war am 14. April 2026 Gegenstand einer umfassenden Expertenanhörung 
im Landtag an der 24 Sachverständige teilgenommen haben. Darüber hinaus sind dem Land-
tag nochmals 29 Zuschriften bzw. Stellungnahmen von Kommunen, Fachverbänden und sach-
lich relevanten Einzelpersonen zugegangen. Die somit mehr als 50 Stellungnahmen zeugen 
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von einem erheblichen fachlichen und öffentlichen Interesse, das die vorgeschlagenen Ände-
rungen im Gesetzentwurf der Landesregierung hervorgerufen haben. 
 
Die regierungstragenden Fraktionen von CDU und Bündnis 90 / Die Grünen haben ergänzend 
mit Datum vom 10. Juli einen angekündigten Änderungsantrag eingebracht, der trotz zahlrei-
cher Detailänderungen die grundsätzlich kritische Bewertung des Gesetzesvorhabens nicht 
heilen kann.   
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 
Der vorliegende Gesetzentwurf ist in der vorliegenden Form und insbesondere auf Basis der 
fundierten Bewertungen von Fachleuten aus Praxis, Verwaltung und den zuständigen Fach-
behörden in der Expertenanhörung vom 14. April 2026 nicht zustimmungsfähig. Das basiert 
auf folgenden Gründen: 
 
Artikel I (Landesbauordnung) 
 

• Es bestehen ausgehend von der zentralen Funktion der Landesbauordnung als Gefah-
renabwehrrecht erhebliche Zweifel daran, ob der Gesetzentwurf dem Schutz von Leben, 
Gesundheit und öffentlicher Sicherheit weiterhin gerecht wird. Die fachliche Bewertung 
zeigt, dass wesentliche Regelungen des Entwurfs zu einer Absenkung bewährter Si-
cherheitsstandards führen. 

 

• So wird insbesondere die geplante Einführung der Genehmigungsfiktion von zahlreichen 
Fachleuten als nicht sachgerecht bewertet, da sie dazu führt, dass Bauvorhaben ohne 
hinreichende behördliche Prüfung als genehmigt gelten können. Auch die deutliche Aus-
weitung genehmigungsfreier beziehungsweise genehmigungsfreigestellter Vorhaben 
wird kritisch gesehen, da sie die Gefahr einer zunehmenden Entkopplung von Baupraxis 
und Rechtsrahmen birgt. Diese Einschätzungen machen deutlich, dass die Reform we-
sentliche Kontrollmechanismen schwächt, die im Sinne der Gefahrenabwehr unverzicht-
bar sind. Darüber hinaus schwächt diese Entwicklung auch die Rechtssicherheit des 
Regelungsbereichs insgesamt, was nicht im Interesse aller Beteiligten liegen kann.  

 

• Besondere Bedeutung kommt den Hinweisen der Fachpraxis zur unmittelbaren Gefähr-
dung von Menschen zu, insbesondere beim vorbeugenden Brandschutz. Die Ablehnung 
eines generellen Verzichts auf den zweiten Rettungsweg im Gesetzentwurf wird insbe-
sondere von den Feuerwehren klar und unmissverständlich vorgetragen und ist aus si-
cherheitsfachlicher Sicht nicht tragbar. In Europa sind die Brandtodeszahlen in den letz-
ten Jahrzehnten um rund 65 % gesunken. Dieser Rückgang wird explizit auf verbesserte 
Brandschutzmaßnahmen und Vorschriften zurückgeführt. So gehört Deutschland seit 
Jahren zur Gruppe der Länder mit den niedrigsten Brandtodesraten weltweit1. Insofern 
ist der Verzicht auf den zweiten Rettungsweg zum Schutz der Menschen kein Schritt 
nach vorn, sondern ein Schritt zurück. 

 

• Ebenso wird die geplante Reduzierung baulicher Mindeststandards, etwa bei Aufent-
haltsräumen und Fenstergrößen, als problematisch bewertet, da sie die Sicherheit und 
Qualität von Wohn- und Aufenthaltsverhältnissen erheblich beeinträchtigen. Daran än-
dert die per Änderungsantrag eingeführte Staffelung der Flächengröße von Fenstern 
nichts, da der Mindestwert von 0,5 m2 viel zu gering ist. Eine lebenswerte Wohn- und 
Aufenthaltsqualität für die Menschen darf nicht zur Disposition stehen.  

 
1 Deutschland liegt regelmäßig im Bereich von etwa 0,3 - 0,5 Brandtoten pro 100.000 Einwohner. 
Siehe dazu die Statistik der World Fire Statistic des Weltfeuerwehrverbandes CTIF. 
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• Darüber hinaus zeigen die fachlichen Bewertungen deutlich, dass die Rolle der Bauauf-
sichtsbehörden geschwächt wird. Die Umstellung verbindlicher Aufgaben in Kann-Rege-
lungen wird als Öffnung der Hintertür für Umgehungen des Bauordnungsrechts proble-
matisiert. Aus Sicht der Fachleute wird damit die Fähigkeit des Staates beeinträchtigt, 
seine Verantwortung für die Einhaltung von Mindeststandards beim Bauen wirksam 
wahrzunehmen. 

 

• Ein weiterer zentraler Kritikpunkt betrifft die Barrierefreiheit, die nach einhelliger Ein-
schätzung fachkundiger Akteure durch die vorgesehenen Änderungen erheblich ge-
schwächt wird. Daran ändert die Verbesserung des Bestandschutzes insgesamt be-
trachtet viel zu wenig. Die fachlich fundierte Kritik wird durch die öffentliche Diskussion 
und Stellungnahmen von Interessenvertretungen wie dem Sozialverband Deutschland 
und anderen Sozialverbänden getragen. Sie verdeutlicht, dass der Gesetzentwurf nicht 
nur technische Detailfragen betrifft, sondern unmittelbare Auswirkungen auf die Lebens-
realität von Menschen hat – insbesondere alle mobilitätsbeeinträchtigten Menschen von 
Menschen mit Behinderungen über ältere Menschen bis zu allen anderen auf barriere-
freie Strukturen angewiesenen Bevölkerungsgruppen. Die UN-Behindertenrechtskon-
vention (UN-BRK) fordert in Artikel 19 ein unabhängiges und selbstbestimmtes Leben in 
der Gemeinschaft. In Deutschland mangelt es jedoch seit Jahren an bezahlbarem, bar-
rierefreiem Wohnraum und an der konsequenten Umsetzung dieses Grundrechts. Des-
halb ist angesichts einer Neubauquote am Gesamtbestand von Wohnraum von rund 
0,5% in NRW vor allem der Umbau im Bestand in den Blick zu nehmen. Die vorgesehene 
Regelung im Gesetzentwurf bedeutet daher nicht Stillstand bei der Erreichung dieses 
Ziels, sondern sogar Rückschritt. Dies ist angesichts der wachsenden Zahl vom Men-
schen mit Mobilitätsbeeinträchtigungen unverantwortlich. 

 

• Auch hinsichtlich der vorgesehenen Ausweitung von Genehmigungsfreistellungen für 
den Außenbereich sind erhebliche Probleme vorprogrammiert. Das gilt beispielsweise 
bezogen auf den Umgang mit Fahrsiloanlagen, Tierhaltungsanlagen oder die Errichtung 
weiterer Gebäude im Außenbereich. Diese Veränderungen sind geeignet die kommu-
nale Bauaufsicht auszuhebeln und durch Schwächung des Außenbereichsschutzes ei-
nen unkontrollierten Wildwuchs an Bebauung zu erzeugen. Letztlich führt das zum Ab-
bau von Natur-, Umwelt- und Tierschutz. 

 
Artikel II (Denkmalschutzgesetz) 
 

• Auch im Bereich des Denkmalschutzes bestätigen die fachlichen Bewertungen die er-
hebliche Kritikwürdigkeit des Gesetzentwurfs. Die vorgesehenen Regelungen stellen 
massive Eingriffe in bestehende Schutzstrukturen dar. Die dafür angeführte Rahmen-
richtlinie zur Gesamtverteidigung (RRGV) ist als Begründung der Veränderungen nicht 
ausreichend, zumal in Bezug auf den Schutz von Denkmälern auch auf Basis bereits 
bestehenden rechtlicher Möglichkeiten, Stichwort Abwägungsverfahren, angemessen 
reagiert werden kann.  

 

• Hervorgehoben wird insbesondere die Gefahr einer Zwei-Klassen-Gesellschaft von 
Denkmälern, einerseits Landes- und Bundesliegenschaften, andererseits Denkmäler in 
kommunaler oder privater Hand. 

 

• Darüber hinaus wird die vorgesehene Zentralisierung von Entscheidungsbefugnissen als 
problematisch bewertet, da sie fachliche Abwägungsprozesse schwächt und kommunale 
sowie fachbehördliche Beteiligungsrechte einschränkt. Diese Veränderung hat autorita-
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ristische Züge und führt zu einer teilweisen Entdemokratisierung des Denkmalschutz-
rechts zu Lasten des Erhalts unseres historischen Erbes in Nordrhein-Westfalen. 

 

• Diese Bedenken gelten explizit auch für die Bodendenkmalpflege, weil aufgrund des in 
Nordrhein-Westfalen gültigen „Schatzregals“ alle entdeckten oder noch nicht sicherge-
stellten Bodendenkmäler zum Eigentum des Landes werden und damit auch unter Aus-
schaltung der bewährten Beteiligungsverfahren durch die oberstes Denkmalschutzbe-
hörde, sprich das MHKBD, behandelt werden können. 

 

• Die Kritik aus der Fachwelt macht deutlich, dass hier nicht nur einzelne Regelungen be-
troffen sind, sondern der bewährte Denkmalschutz in Nordrhein-Westfalen infrage ge-
stellt wird. Die vorgesehene Schwächung des Denkmalschutzes durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf ist mit dem Verfassungsrang, den der Schutz des kulturellen Erbes in 
NRW hat (Art. 25 LV NRW), nicht in Einklang zu bringen. 

 

• Der Gesetzentwurf folgt einem Ansatz, der auf Deregulierung, Verfahrensbeschleuni-
gung und Rücknahme staatlicher Kontrolle setzt. Dabei werden zentrale Defizite und 
Ursachen für den Handlungsdruck, wie die finanzielle Situation fast aller Kommunen im 
Land und die daraus folgende mangelhafte personelle Ausstattung in den Bau- und Kul-
turämtern oder die fehlenden präzisierenden Verwaltungsvorschriften zur Bauordnung 
oder die fehlenden Abstimmungsgespräche zwischen den Baubehörden im Land und 
dem Bauministerium, außer Acht gelassen.  

 

• Die Fachleute weisen in vielen Stellungnahmen darauf hin, dass diese Entwicklung mit 
erheblichen Risiken verbunden ist. Diese Risiken reichen von der mangelnden Rechts-
sicherheit in der Landesbauordnung über die Schwächung des Gefahrenabwehrrechts 
zulasten der Sicherheit und Schutzbedürfnisse der Bevölkerung bis zu Rückschritten bei 
der Teilhabe behinderter Menschen beim Recht auf angemessenen Wohnraum. Sie kön-
nen im Bereich des Denkmalschutzgesetzes zu erheblichen Verlusten beim kulturhisto-
rischen Erbe des Landes führen. 

 

• Die Ausprägung des Gesetzentwurfs ist für die Landesbauordnung wie für den Denk-
malschutz nicht im Interesse der Sache und vor allem nicht im Interesse der Menschen. 
Statt einer ausgewogenen Modernisierung führt der Gesetzentwurf zu einer strukturellen 
Schwächung zentraler Schutzmechanismen. Vor diesem Hintergrund ist der Gesetzent-
wurf in seiner aktuellen Fassung nicht zustimmungsfähig. 

 
Artikel V (Inkrafttreten) 
 

• Das vorgesehene Inkrafttreten des Gesetzespakets zum 1. September 2026 bietet den 
Kommunen keine realistische Möglichkeit eine angemessene Umstellung auf die neue 
Rechtslage in den Fachämtern vorzunehmen. 

 
III. Der Landtag beschließt 
 
Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 

• den Artikel I des Gesetzentwurfs (Änderung der Landesbauordnung) ersatzlos zu strei-
chen und nach grundlegender Überarbeitung, nach Abstimmung mit den Feuerwehren, 
den kommunalen Spitzenverbänden und den Sozialverbänden im vierten Quartal erneut 
zur Beratung in den Landtag einzubringen. 
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• sicherzustellen, dass bei Inkrafttreten jeder weiteren geänderten Landesbauordnung 
zeitgleich den Kommunen eine detaillierte Verwaltungsvorschrift mit erforderlichem Vor-
lauf von drei Monaten zur Kenntnis und Vorbereitung zugeht. 

 

• den Artikel II des Gesetzentwurfs ersatzlos zu streichen und das bewährte Denkmal-
schutzgesetz des Landes unverändert zu belassen. 

 

• die für 2024 vorgesehene Evaluation des Denkmalschutzgesetzes endlich durchzufüh-
ren. 

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Sarah Philipp 
Sebastian Watermeier 
 
und Fraktion 
 


